
„Deutschlands 
Chancen nutzen" 

CDU und CSU haben ihr 

gemeinsames Regierungs- 
programm vorgestellt. Es 
steht unter dem Titel 

„Deutschlands Chancen 
nutzen. - Wachstum. Ar- 
beit. Sicherheit." 

„Wir bitten um einen 
Regierungsauftrag", erklärte 
die Unions-Kanzlerkandida- 

tin Angela Merkel  bei der 

Vorstellung des Programms 
im Anschluss an die Vor- 
standssitzung von CDU und 
CSU, auf der es ohne Ge- 
genstimme verabschiedet 

wurde. Die Union werde 
„Deutschlands Chancen nut- 
zen" und das enttäuschende 
„Weiter so" der rot-grünen 
Bundesregierung beenden. 
„Deutschland braucht        • 
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Vorstellung des Re- 
gierungsprogramms: 
„Deutschlands Chancen 
nutzen" (S. 1-3) Gün- 
ter Krings: Deutschlands 
Chancen für die Jugend 
nutzen (S. 4) Peter Götz: 
Strukturelle Entlastung 
der kommunalen Arbeit- 
geber (S. 4-5) Maria 
Eichhorn: Union setzt auf 
nachhaltige Familienpoli- 
tik (S. 5-6) Erwin Mar- 
schewski: Vertriebene, 
Spätaussiedler und deut- 
sche Minderheiten haben 
von Rot-Grün nichts zu 
erwarten (S. 6) Flugblatt: 
„Deutschlands Chancen 
nutzen" (S. 7) Flugblatt: 
„Pressestimmen zum Re- 
gierungsprogramm der 
Union" (S. 8) Bertels- 
mann-Studie: Wo die 
Union regiert, geht es den 
Menschen besser (S. 9-10) 

Landesparteitag Nie- 
dersachsen: „Vorfahrt für 
Arbeit und Beschäfti- 
gung" (S. 11) Angela 
Merkel trifft Solana (S. 12) 

Michael Meister: Mani- 
fest rot-grüner Hoff- 
nungslosigkeit (S. 13) 
Nato-Parlament: Lamers 
zum Fraktionschef ge- 
wähltes. 13) 

CDU-Generalsekretär Volker Kauder und der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der 

Bundestagsfraktion Norbert Röttgen erabeiteten das Regierungsprogramm auf CDU-Seite. 

einen Neuanfang mit Ver- 

lässlichkeit und Klarheit", so 
die Kanzlerkandidatin. Ne- 
ben dem demografischen 
Wandel stelle vor allem die 
Globalisierung Deutschland 
vor gewaltige Herausforde- 
rungen. Der Abwärtstrend 

könne gestoppt werden, 
wenn das Land einen konse- 
quenten Kurs für Wachstum 

und Beschäftigung ein- 
schlage, zeigte sich die CDU- 
Vorsitzende überzeugt. Des- 
halb bilde das Thema 
„Vorfahrt für Arbeit" einen 

Schwerpunkt des Regie- 
rungsprogramms. 

Ein Hebel, um die Zahl der 
Sozialversicherungspflichti- 
gen Beschäftigungsverhält- 
nisse anzuheben, sei die Fle- 
xibilisierung    des    Arbeits- 

marktes, versicherte die 
Kanzlerkandidatin. Außer- 
dem müsse die Wettbe- 
werbsfähigkeitdeutscher Un- 
ternehmen gesteigert wer- 
den, indem die Lohnzusatz- 
kosten gesenkt werden. Dazu 
wollen die Unionsparteien 
bereitszum l.Januar2006die 
Beiträgezur Arbeitslosenver- 
sicherung von 6,5 auf 4,5 Pro- 
zent senken. Im Gegenzug 
soll die Mehrwertsteuer von 
16auf 18 Prozent erhöht wer- 
den. In diesem Zusammen- 

hang betonte die Vorsitzen- 
de, dass der ermäßigte Mehr- 
wertsteuersatzfür Güter und 
Dienstleistungen des tägli- 
chen Bedarfs in vollem Um- 
fangerhalten bleiben solle. 

Außerdem  kündigte An- 
gela Merkel klare Strukturre- 
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formen sowohl bei der Bun- 
desanstalt für Arbeit als auch 
im Bereich der gesetzlichen 

Krankenversicherung an. Ins- 
besondere würden alle ar- 

beitsmarktpolitischen Leis- 
tungen auf den Prüfstand ge- 
stellt. Was sich dabei als un- 
wirksam und ineffizient her- 
ausstelle, werde abgeschafft, 
unterstrich die Partei- und 
Fraktionsvorsitzende. 

Im Rahmen einer Steuer- 
reform.diezum l.Januar2007 
in Kraft treten soll, will die 

Union den Eingangssteuer- 
satz von heute 15 auf 12 Pro- 

zent und den Spitzensteuer- 
satz von 42 auf 39 Prozent 
senken. Das Steuersystem 
soll transparenter und ge- 
rechterwerden. 

Einen weiteren Schwer- 

punkt legen CDU und CSU in 
ihrem Regierungsprogramm 
auf die Familienpolitik. Ne- 

ben einer nachhaltigen Haus- 

haltspolitik zum Wohle spä- 
terer Generationen soll ein 
Kinderbonus in der Renten- 
versicherung eingeführt wer- 

den. Für jedes Kind, das nach 
dem 1. Januar 2007 geboren 
wird, soll eine Beitragser- 
mäßigung von monatlich 50 

Euro eingeführt werden. 
Bayerns Ministerpräsi- 

dent Stoiber sprach von ei- 
nem „ehrlichen Wahlpro- 

gramm": „Die Bürger wissen 
mit dem Unionsprogramm, 
was wir wann in Angriff neh- 
men, um unser Land wieder in 
Ordnung zu bringen", er- 
klärte der CSU-Vorsitzende. 
Zudem sei das Regierungs- 
programm „voll durchgerech- 
net" und „solide finanziert". 
Damitseiesdas„klare Gegen- 

modell zum Märchenpro- 
gramm der SPD mit ihren lee- 
ren Versprechungen". Einer 

Vollmitgliedschaft der Türkei 
in der EU erteilte Stoiber eine 
klare Absage. Essei unehrlich, 
auch gegenüber der Türkei, 
wenn Schröder und Fischer 
angesichts der Entwicklung 
der letzten Monate immer 
noch vom Ziel eines EU-Bei- 
tritts des Landes sprechen 
würden. Mit der privilegier- 
ten Partnerschaft habe die 

Union längst eine klare Alter- 
native auf den Tisch gelegt. 
Mit Blick auf die islamisti- 
schen Anschläge in Madrid 
und in London plädierte der 
Ministerpräsident dafür, alle 

notwendigen Mittel zu ergrei- 
fen, um die Bürger bestmög- 
lich vor Terror zu schützen. 
Dazu seien eine effektive Zu- 
sammenarbeit von Polizei 
und Verfassungsschutz zur 
Früherkennung von Terrorge- 

fahren sowie eine Visa-Warn- 
datei vonnöten. 

Das Regierungsprogramm 
finden Sie zum Download 
als PDF-Dokument auf www. 

regierungsprogramm.de. 
Für Ihre Arbeit vor Ort fin- 
den Sie darüber hinausge- 
hende Informationen im 

CDU-Mitgliedernetz. Unter 
www.cdunet.de steht eine 
umfangreiche Analyse des 
Programms zum Download 
bereit. In dem Papier „Fra- 
gen und Antworten zum 

Regierungsprogramm" fin- 
den Sie die Fragen beant- 

wortet, mit denen 
Sie in Diskussio- 
nen konfrontiert 
werden könnten. 
Außerdem finden 
Sie im Mitglieder- 
netz eine Flug- 
blattserie sowie 
eine Presseschau 

zum Programm. 
Die in vergangenen 

Wahlkämpfen bewährten 
Argu-Karten werden ge- 
genwärtig auf der Basis des 
Programms erarbeitet. Sie 

finden Sie dem- 
nächst im Mitglie- 

dernetz. 
Das Regie- 

rungsprogramm 
können Sie auch 
als gedrucktes Ex- 
emplar im Ver- 
sandzentrum bei 

Arvato bestellen. Bestell- 
Nr. 5245, Preis je 50 Expl. 
22,00 Euro zzgl. MwSt. Die 
Bestelladresse finden Sie 
auf den letzten Seiten des 

UiD. 
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Deutschlands 
Chancen fürdie 
Jugend nutzen 

Der Schaffung von Rahmen- 
bedingungen für die Ent- 
stehung neuer Arbeitsplät- 
ze muss nach einem Re- 
gierungswechsel absoluter 
Vorrang eingeräumt wer- 
den. Daher ist es ein richti- 
ger und wichtiger Schritt, 
die Beiträge zur Arbeitslo- 
senversicherung von der- 

zeit 6,5 Prozent auf 4,5 Pro- 
zent zu senken. 

Somit werden die Lohn- 
nebenkosten gesenkt und 
Arbeit wird wieder billiger. 
Nach sieben Jahren rot-grü- 
nen Stillstands und einer Re- 
kordjugendarbeitslosigkeit 
von Über einer halben Million 
junger Menschen unter 25 
Jahren muss sofort gehan- 
deltwerden.DieSenkungder 
Lohnnebenkosten ist daher 
auch notwendig, um jungen 
Menschen in unserem Land 
wieder eine Perspektive zu 
geben. 

Aber nicht nur dem ein- 
zelnenjugendlichen müssen 
neue Chancen eröffnet wer- 
den, sondern auch den nach- 
kommenden Generationen. 
Die angespannte Lage des 
Bundeshaushaltes zwingt 
sie in ein Korsett, in dem sie 
kaum noch einen eigenen 
Gestaltungsspielraum ha- 
ben werden. Allein die Neu- 

Günther Krings 

Verschuldung des Bundes ist 
seit 1999 um knapp 200 Mil- 
liarden Euro gestiegen. Pro 
Tag bezahlt der Bund über 
100 Millionen Euro nur an 
Zinsen. Der Weg in den Ver- 
schuldungsstaat darf nicht 
länger beschritten werden. 

Das langfristige Ziel einer 
neuen unionsgeführten Bun- 
desregierung muss daher zu 
Recht ein ausgeglichener 
Bundeshaushalt sein. 

Die meisten jungen Men- 
schen haben den Wunsch, 
eine eigene Familie zu grün- 
den. Trotzdem rangiert 

Deutschland bei der Gebur- 
tenrate auf den hinteren 
Plätzen. Die rot-grüne Bun- 

desregierung hat es in ihrer 
Amtszeit versäumt, ein kin- 
derfreundliches Umfeld zu 
schaffen. 

DieUnionwill hiergegen- 
steuern. So wird der Grund- 
freibetrag auf 8000 Euro er- 
höht und ein Kindergrund- 
freibetrag von ebenfalls 

8000      Euro      eingeführt. 

Außerdem soll es ab 2007 ei- 
nen Kinderbonus in der Ren- 
tenversicherung geben. Jun- 
gen Familien muss der Staat 
das Signal geben, dass sie 

willkommen sind und von 
der Gesellschaft geachtet 
werden. 

Günter Krings ist der 
Vorsitzende der Jungen 

Gruppe der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion. 

Strukturelle 
Entlastung der kom- 

munalen Arbeitgeber 

Ein zentraler Bestandteil 

des Regierungsprogramms 
von CDU und CSU ist die 

Senkung der Beitragskos- 
ten für die Arbeitslosen- 
versicherung. Mit der Er- 

reichung des obersten Zie- 
les der Union, Stärkung 
der Wirtschaftskraft und 
Schaffung zukunftsträch- 
tiger Arbeitsplätze, wer- 
den damit auch die Kom- 
munen und kommunalen 
Unternehmen als Arbeit- 
geber bei den Lohnne- 
benkosten deutlich ent- 
lastet. 

Das rasante Anwachsen 
der kommunalen Kassenkre- 
dite in Höhe von 20,1 Mrd. 
Euro (1998: 5,8 Mrd. Euro) 
zeigt deutlich, dass die Ver- 

waltungshaushalte der Städ- 
te, Gemeinden und Land- 
kreise diese Entlastung bei 
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den Lohnnebenkosten drin- 
gend benötigen. 

Damit bricht die Union 
mit der Linie der rot-grünen 

Bundesregierung, die seit 
1998 kontinuierlich die eige- 

nen Gestaltungsspielräume 
auf Kosten der Kommunen 
ausweitete und strukturelle 
Defizite der bundesstaatli- 
chen Finanzordnung in hi- 
storisch beispielloser Weise 
ausnutzte. 

Die Einschnitte in die 
kommunalen Einnahmen 
(Bsp.: temporäre Erhöhung 

der Gewerbesteuerumlage) 
und die Aufgaben- und Ko- 
stenverlagerung auf die 
Kommunen (Bsp.: Grundsi- 
cherung, Kinderbetreuung) 
führten zum faktischen Aus- 
höhlen des kommunalen 

Selbstverwaltungsrechts im 
Sinn von Artikel 28 Absatz 2 
des Grundgesetzes. Die 

Union steuert dem entgegen 
und leitet eine strukturelle 
Entlastung der Kommunen 
ein. 

Peter Götz ist der kom- 
munalpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion. 

Union setzt auf 
nachhaltige 

Familienpolitik 

Die Union setzt mit ih- 

rem Wahlprogramm zwei 
Schwerpunkte: 

Vorfahrt für Arbeit und 

Vorfahrt für Familien. Die 
Schaffung von Arbeitsplät- 

zen isteinewichtige Voraus- 
setzungfüreine nachhaltige 
Familienpolitik, denn sie 
gibt Familien Sicherheit und 
Vertrauen in die Zukunft. 
Damit junge Menschen Zu- 
kunftschancen haben und 
Familien wieder mehr Ent- 
scheidungsspielraum be- 
kommen, brauchen wir eine 
Politik für mehr Wachstum, 
d.h.: Wachstum an Wissen, 
Wachstum an Können, an 
Teilhabe, an Verlässlichkeit 
und an Vertrauen. 

Die Union tritt für eine 
nachhaltige Familienpolitik 
ein, die die Erziehungsleis- 
tungen von Eltern im Steuer- 
recht und in den Sozialversi- 
cherungen höher bewertet. 

Mit einem neuen Grund- 
freibetrag von 8.000 Euro 
pro Familienmitglied und 
unter Berücksichtigung son- 
stiger pauschaler Abzüge 
bleibt eine Arbeitnehmerfa- 

milie mit zwei Kindern bis zu 
einem Einkommen von rund 
38.200 Euro im Jahr einkom- 
menssteuerfrei. 

Wer Kinder erzieht und 
Beiträge in die Rentenversi- 
cherung zahlt, wird heute 
doppelt belastet. Wir wollen 
mehr Generationengerech- 
tigkeit verwirklichen. Daher 
führt die Union ab 1.1.2007 
für neugeborene Kinder ei- 
nen Kinderbonus von mo- 
natlich 50 Euro als Beitrags- 
ermäßigung in der Renten- 
versicherungein. 

Für eine bessere Verein- 
barkeitvon Familieund Beruf 
wird die Union den Ausbau 
der Kinderbetreuung voran 
bringen und sich für die 
Schaffung familienfreundli- 
cher Arbeitsplätze einset- 
zen. Frauen und Männer, die 
ihre Kinder selbst betreuen 
oder nahe Angehörige pfle- 
gen wollen, unterstützen wir 
mit einem einen Anspruch 
auf Teilzeitbeschäftigung. 

Damit Vertrauen und 
Verlässlichkeit insbesonde- 
re in der jungen Generation 
wieder wachsen kann, brau- 
chen wir einen konsolidier- 
ten Haushalt. Dies ist die 
wichtigste Voraussetzung 
dafür, um unseren Kindern 
einen optimalen Start ins 
Leben bieten zu können. 

Zur Bekämpfung der Mi- 
sere am Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt müssen wir 
die Rahmenbedingungenfür 

22I05 



Regierungsprogramm 

Maria Eichhorn 

mehr Ausbildung in Deutsch- 
land verbessern. Die von 
Rot/Grün vorgesehene Aus- 
bildungsplatzabgabe, die 
mehr Bürokratie, aber keine 
zusätzlichen Lehrstellen 
schafft, hat sich als falscher 
Weg erwiesen. 

Maria Eichhorn ist die 

Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend derCDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 

Vertriebene, 
Spätaussiedler und 
deutsche Minder- 
heiten haben von 

Rot-Grün nichts zu 
erwarten 

Mit der Veröffentlichung 

des Wahlmanifestes der 
SPD steht fest: Die Heimat- 
vertriebenen, Spätaussied- 
ler und deutschen Min- 
derheiten haben nach einer 
möglichen Bundestags- 
wahl   von   Rot-Grün   ge- 

nauso wenig zu erwarten 
wie in den vergangenen sie- 
ben Jahren. 

An keinerStelledes Wahl- 
manifestes der SPD sind 
diese wichtigen gesell- 
schaftlichen Gruppen auch 
nur mit einem Wort erwähnt. 
Nicht in den Aussagen der 
SPD zur Außen- und Europa- 

politik, obwohl den Heimat- 
vertriebenen und den deut- 
schen Minderheiten in den 
Ländern, in denen sie leben, 
eine wichtige Brückenfunk- 
tion im Zusammenleben mit 
der jeweiligen Mehrheitsbe- 
völkerung zukommt. Nicht 
in den Aussagen der SPD zur 
Innenpolitik, obwohl Millio- 
nen Menschen in Deutsch- 
land heute noch zu diesen 
Schicksalsgruppen gehören. 

Auch spielen die berech- 
tigten Anliegen der deut- 
schen Heimatvertriebenen 
weder in bundespolitischer 
Hinsicht noch im internatio- 
nalen Rahmen fürdie SPD ir- 
gendeine Rolle. 

Demgegenüber beken- 

nen sich CDU und CSU in 
ihrem Regierungsprogramm 
zu den Heimatvertriebenen 
und den deutschen Volks- 
gruppen. Ihre Brückenfunk- 
tion bei der Zusammenar- 
beit mit unseren östlichen 
Nachbarn wird hervorge- 
hoben. 

Obwohl sich das Regie- 
rungsprogramm von CDU 

und CSU auf einige Kernbe- 

Erwin Marschewsk 

reiche beschränkt, setzt es 
sich mit dem Komplex von 
Vertreibung auseinander 
und bekennt sich zu einem 
'Zentrum gegen Vertreibun- 
gen' in Berlin als Beitrag, 
Vertreibungen für immer zu 
ächten. 

Die vergangenen knapp 
sieben Jahre rot-grüne Poli- 
tik im Bund waren für die 
Heimatvertriebenen, 
Spätaussiedler und deut- 
schen Minderheiten verlo- 
rene Jahre. 

Ein Politikwechsel in die- 
sem Aufgabenbereich ist 
dringend notwendig und 
überfällig. 

CDU und CSU werden 
auch weiterhin für die be- 
rechtigten Anliegen der Hei- 
matvertriebenen, Spätaus- 
siedler und deutschen Min- 
derheiten eintreten 

Erwin Marschewski ist 
der Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe 'Vertriebene und 
Flüchtlinge' der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 
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Regierungsprogramm CDU/CSU 

Deutschlands Chancen nutzen I Arbeitsmarkt I Mehr Arbeit - mehr Wachstum I Steuern I Familie I 
Innere Sicherheit I Generationengerechtigkeit I Sozialsysteme I Außenpolitik I Aufbau Ost 

Deutschlands Chancen nutzen 
Rot-Grün ist gescheitert. Ein „Weiter so" kann es nicht geben. Das Regierungsprogramm 
von CDU und CSU „Deutschlands Chancen nutzen. - Wachstum. Arbeit. Sicherheit." steht 
für einen echten Politikwechsel in Deutschland. 

Die Union steht für einen Wechsel zu: 

• Klarheit und Verlässlichkeit: Wir sagen den Menschen vor der Wahl, was wir nach der Wahl tun werden - 
auch wenn dazu unbequeme Wahrheiten gehören. 

• Arbeit und Wachstum: Für uns hat das Vorfahrt, was neue Arbeitsplätze bringt oder vorhandene Arbeits- 

plätze sichert. Jede Maßnahme werden wir daran messen. Mehr Arbeit braucht neues Wachstum. 

• Zukunft für Familien und Kinder. Unsere Kinder und Enkelkinder sollen optimale Startchancen haben: mit 

erstklassiger Bildung, mit soliden Staatsfinanzen, mit Gerechtigkeit bei der Alterssicherung. 

• Zuversicht und Chancen: Wir wollen, dass Deutschland zu den Gewinnern der Globalisierung gehört. Was 

andere Länder können, kann Deutschland auch - mit einer besseren Politik. Bessere Politik bringt bessere 
Ergebnisse. Das zeigt auch der Vergleich zwischen den Bundesländern: Wo die Union regiert, geht's den 
Menschen besser. 

Das vollständige Regierungsprogramm von CDU und CSU finden Sie unterwww.regierungsprogramm.de. 

Besser für die Menschen. 

V.i.SAP.: CDU-Bundesgeschäftsstelle | KlingelhdfetstraBe 8 110785 Berlin | info#cdu.de | www.edu Je 
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Das sagt die Presse zum Regierungsprogramrn der Union: 

Klare Zielvorstellung 44 
t» 
Sächsische Zeitung, 11.07. 

„So viel Wahrheit und Klarheit wie [Angela Merkel] hat schon lange kein Kanzlerkandidat mehr gewagt. 
[...] Merkel zieht einen wohltuenden Schlussstrich unter diese Tradition der totalen Wirklichkeitsver- 
weigerung im Wahlkampf." 
Handelsblatt, 11.07. 

„Familien werden ab 2007 bei der Steuer und den Rentenbeiträgen entlastet." 

BILD, 12.07. 

„Die Autoren sind nicht der Versuchung erlegen, bei den wirklichen Problemfeldern nur Wischi-Waschi- 
Worthülsen ohne Fakten, Zahlen und Termine zu nennen. Das Unions-Wahlprogramm liefert eine klare 
Zielvorstellung - und eine solide Grundlage für die ehrliche Diskussion über die Wege dahin." 

Sächsische Zeitung. 11.07. 

„Wie in anderen Ländern soll die Mehrwertsteuer an Bedeutung gewinnen. Im Gegenzug könnten die 
Sozialabgaben sinken, so dass Last von Arbeitsplätzen genommen würde. Arbeit soll also billiger wer- 

den, damit wieder mehr davon in Deutschland entsteht. [...] Mit einem Regelsatz von 16% [Mehrwert- 
steuer] liegt Deutschland in der EU am unteren Ende." 

Frankfurter Rundschau, 12.07. 

„Das ist kein Gute-Laune-Programm; aber hier löst Frau Merkel das Versprechen der Ehrlichkeit in der 
Politik ein. [...] Respekt." 

Märkische Oderzeitung, 12.07. 

„Mangelnden Mut kann man den Verfassern dieses Programms nicht vorwerfen. Wer bei Arbeitslosigkeit, 
Staatsfinanzen und Sozialsystemen den zentralen Sanierungsbedarf des Landes sieht, kommt an zentra- 

len Punkten der Union nicht vorbei." 
Münchner Merkur, 12.07. 

„Erstmals in der Geschichte der Bundesrepublik verspricht eine Partei, die sich um ein Regierungsman- 
dat bewirbt, den Bürgern keine Geschenke, sondern Schweiß und Lasten. Sie stellt sich der Verantwor- 

tung, die Ärmel hochzukrempeln und den Karren aus dem Dreck zu ziehen." 
fuldaer Zeitung, 12.07. 

Besser für die Menschen. 

V.i.S.d.P: CDU-Bundesgeschäfts! I Klingelhöferstraße 8 11078s Berlin | info@Kdu.de | 
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Ländervergleich 

Wo die Union regiert, geht es den 
Menschen besser". 

Auf dieses Fazit können die 
Ergebnisse der Studie der 
Bertelsmann Stiftung zum 
Bundesländer-Standort- 
vergleich vom Juni dieses 
Jahres gebracht werden. 
Mit der Union in der Regie- 
rungsverantwortung ent- 
stehen die attraktivsten 
und fortschrittlichen Stand- 
orte. Denn dort geht es mit 
derWirtschaftaufwärtsund 
steigt die Lebensqualität. In 
Bundesländern dagegen, in 
denen die derzeit populis- 
tisch hervortretenden Links- 
parteien regieren, geht es 
den Menschen schlechter. 

Wie auch in den Jahren 
zuvor bilden vier unionsge- 
führteBundesländerdas Spit- 

zenquartett. Hamburg be- 
legt zum dritten Mal in Folge 
die Spitzenposition. Deut- 
lich verbessern konnte sich 
das wieder zweitplatzierte 
Bayern, gefolgt von Baden- 
Württemberg und Hessen. 

Das Urteil über Hamburg 

spricht für sich: „Die Auf- 
bruchstimmung in der Han- 
sestadt ist mit den Händen zu 
greifen." Von derhohen Wirt- 
schaftskraft und dem mit Ab- 
stand höchsten Pro-Kopf- 
Einkommen profitieren die 
Hamburger Bürger. Baden- 
Württemberg   beeindruckte 

durch die niedrigste Arbeits- 
losenquote, steigende Er- 
werbstätigkeit, geringste In- 
solvenzhäufigkeit und eine 
vorbildliche finanzielle Aus- 
stattung der Hochschulen. 
Bayern glänzt durch über- 
durchschnittliche Wachs- 

tumsdynamik, die höchste 
Frauenerwerbstätigenquote 

und das höchste Sicherheits- 

niveau. 
Hessen ist neben vielen 

anderen herausragenden 
Qualitäten absolute Spitze 
bei der Infrastruktur. Das 
Land bietet sehr gut ausge- 
baute Schienen- und Auto- 
bahnnetze und die „Arbeits- 
platzmaschine" Frankfurter 
Flughafen. Das zeigt einmal 
mehr, dass ideologiefreie 

Politik für die Menschen gut 
ist. Dagegen fügen politisch 
motivierte Blockaden beim 

Ausbau der Verkehrsinfra- 
struktur - wie sie bis zum Re- 
gierungswechsel imehemals 
rot-grün regierten Schles- 
wig-Holstein Gang und Gä- 
be waren - der Wirtschaft 
unddamitden Bürgern enor- 

men Schaden zufügt. 
Deutlich aufwärts ging es 

in den unionsregierten ost- 
deutschen Bundesländern 

Sachsen, Thüringen und 
Sachsen-Anhalt. Sachsen ist 
der ostdeutsche Spitzenrei- 
ter. Es hat die höchste Er- 
werbstätigenquote in Ost- 
deutschland und die zweit- 
niedrigste Pro-Kopf-Ver- 
schuldung in ganz Deutsch- 
land. Letzteres brachte Sach- 
sen den Titel „finanzpoliti- 
sches Musterland" ein. Thü- 
ringen ist Vorbild mit der 
geringsten Arbeitslosen- 

und Insolvenzquote in Ost- 
deutschland und deutsch- 
landweit der besten Schüler- 
Lehrer-Relation. Sachsen- 
Anhalt hat unter der Regie- 
rung von Ministerpräsident 
Wolfgang Böhmer den An- 
schluss an die bundesdeut- 
sche Wachstumsdynamik 

geschafft. Das Land zeichnet 
sich durch die mit Abstand 
beste Ausbildungsstellen- 
relation in Ostdeutschland 
und das umfassendste Ange- 
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bot von Kinderbetreuung in 
ganz Deutschland aus. 

Niedersachsen ist seit 
dem Regierungswechsel im 
Jahr 2003 eine deutliche 
Trendumkehr vom Abwärts- 
zum Aufwärtstrend gelun- 
gen. Beim Amtsantritt von 
Ministerpräsident Christian 
Wulff war das Land laut Ber- 
telsmann-Studie „in einem 
kritischen Zustand" und bil- 
dete das Schlusslicht der 
westdeutschen Bundeslän- 
der. Mittlerweile ist es der 
CDU-FDP-Koalition gelun- 
gen, die Wachstumslücke 
zum Bundesdurchschnitt zu 
schließen und sogar eine 
günstigere Arbeitsmarkt- 
entwicklung als deutsch- 
landweit zu erreichen. 

In dieser Hinsicht kann 
Nordrhein-Westfalen von 
Glück sprechen, dass im Mai 
dieses Jahres der Wechsel zu 
einerunionsgeführten Regie- 
rung gelungen ist. Denn un- 
ter Rot-Grün verschlechterte 
sich das größte deutsche 
Bundesland gegenüber vor- 
angegangenen Studien und 
anderen Ländern immer wei- 

ter. Entsprechendes gilt für 
Schleswig-Holstein. Die von 
SPD und Grünen zu verant- 
wortenden Defizite, die von 
den Autoren der Studie 
bemängelt werden - unter 
anderem die ideologisch mo- 
tivierte Blockade wichtiger 
Infrastrukturprojekte - wer- 
den in der neuen, von Peter 

Harry Carstensen geführten 
Landesregierung, beseitigt. 

Die SPD-PDS-geführten 
Bundesländer Berlin und 

Mecklenburg-Vorpommern 
bilden im Standortvergleich 
die Schlusslichter und fallen 
sogar noch weiter zurück. 
Zurückgefallen ist auch 
Nordrhein-Westfalen unter 
Rot-Grün. Das bestätig ein- 
mal mehr: Die traditionellen 
Konzepte von SPD, Grünen 
und PDS führen abwärts. 
Rheinland-Pfalz, das einzige 
SPD-geführte Bundesland 
auf Erfolgskurs, geht dage- 
gen mit traditionellen CDU- 
Strategien vor: wenigerstaat- 
liche Regulierung und mehr 
Eigenverantwortung, Elite- 

bildung und Förderung mo- 
derner Technologien. 

Zusammenfassend lässt 
sich festhalten: Gutes Regie- 
ren ist möglich - das zeigen 
die unionsgeführten Lan- 
desregierungen. Sie setzen 
auf ideologiefreie, mutige 
und zukunftsgerechte Poli- 
tik. Unionspolitiker verlas- 
sen ausgetretene Pfade und 
gehen neue Wege. Sie setzen 
auf Wettbewerb und stärken 
ihre landesspezifischen und 
regionalen Stärken. Sie for- 
dern die Starken und fördern 
die Schwachen. 

Durch diese verlässliche 
Politik ist Vertrauen und mit 
dem Vertrauen sind Arbeit, 

Wachstum, Lebensqualität 
und Zuversicht entstanden. 

Hierfür stehen die Konzepte 
von CDU und CSU: Solide Fi- 
nanzpolitik, angebotsorien- 
tierte Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktpolitik, gezielte 
Förderung der kleinen und 
mittleren Unternehmen so- 
wie Investitionen in Zu- 
kunftsbranchen. Zusätzlich 
beflügelt wurde der Auf- 
schwung in den Unionslän- 
dern durch leistungsorien- 
tierte Bildungspolitik, die 
Stärkung der Eigenverant- 
wortung, gut ausgebaute In- 
frastruktur und die effektive 
Bekämpfung von Krimina- 
lität. Die Bertelsmann-Stu- 
die bestätigt zudem, wie 
wichtig es ist, dass die Union 
sich von Werten leiten lässt 

und nicht nur verändert, son- 
dern auch bewahrt. Dies gilt 
insbesondere auch hinsicht- 
lich der Familienpolitik. Denn 
für ein gutes soziales Klima 
sind intakte Familienstruk- 
turen wichtig. 

Mittlerweile scheint nicht 

mehrdiespannende Frage zu 
sein, ob die Union die besse- 
ren Konzepte hat oder besser 
regiert. Inzwischen ist ein 
Wettbewerb unter den uni- 

onsgeführten Bundeslän- 
dern absehbar. Die Frage, ob 
es sinnvoll ist, wenn die 
Union in Bund und Ländern 

regiert, ist folglich wohl be- 
gründet mit Ja zu beantwor- 
ten: Denn dort, wo die Union 
regiert, geht es den Men- 
schen nachweislich besser. 
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Niedersachsen 

„Vorfahrt für Arbeit und Beschäftigung" 
Unter diesem Motto stand 
der Landesparteitag der 
CDU Niedersachsen in Em- 
den. Das Motto ist gleich- 
zeitig Titel des von den De- 
legierten mit großer Mehr- 
heit verabschiedeten Leit- 
antrages, der sich unter an- 
derem mit der Dauer des 
Arbeitslosengeldbezugs 
und dem Renteneintrittsal- 
ter beschäftigt und neben 

flexibleren und längeren 
Arbeitszeiten unter ande- 
rem die Abschaffung des 
Kündigungsschutzes in Un- 

ternehmen mit weniger als 
20 Beschäftigten sowie 
bessere Kinderbetreu- 
ungsmöglichkeiten for- 
dert. 

Politisches Handeln und 
Entscheiden müsse sich an 
der Frage ausrichten, welche 
Maßnahmen der Schaffung 
von Arbeitsplätzen dienen, 
fasste der niedersächsische 
Ministerpräsident Christian 
Wulff die Forderungen zu- 
sammen. Rot-Grün sei an 
dem zentralen Problem Ar- 
beitslosigkeit gescheitert. 

Als wichtigste Aufgabe 
e'ner unionsgeführten Bun- 
desregierung sehe er, bei 
den Menschen wieder Zu- 
versicht zu verbreiten. Das, 
so Wulff, sei die entschei- 
dende  Voraussetzung,   um 

Christian Wulff und Angela Merkel 

privaten Konsum und Inve- 
stition anzukurbeln. Der 
stellvertretende Bundesvor- 
sitzende warnte seine Partei 
vor„Siegessicherheit" bei ei- 

ner vorgezogenen Bundes- 
tagswahl. Es bestehe aber 
viel Anlass für „Siegeszuver- 

sicht". 
„Das Erbe von Rot-Grün 

ist schwer" bestätigte auch 
die Partei- und Fraktionsvor- 
sitzende Angela Merkel. In 
den vergangenen siebenjah- 

ren habe Deutschland rapi- 
de an wirtschaftlicher Leis- 
tungsfähigkeit und wirt- 
schaftlicher Dynamik verlo- 
ren. Die SPD sei nicht zu- 
kunftsfähig,   weil   sie   den 

Menschen nichts zutraue. 
Auch deshalb habe Rot-Grün 
versagt, resümierte Angela 
Merkel und rief ihre eigene 
Partei zu mehr Optimismus 
und Vertrauen in die Men- 

schen auf. Im Falle eines 
Wahlsieges liege vor der 
Union eine „gigantische Auf- 

gabe", so Merkel. „Aber wir 
sagen vor der Wahl, was wir 
nach der Wahl machen wer- 
den. Das ist unser Marken- 
zeichen", sagte sie im Hin- 
blick auf das Wahlprogramm 

der Unionsparteien. 
Den Leitantrag der CDU 

Niedersachsen finden Sie 
unter: www.edu- 

niedersachsen.de. 
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Haushaltsentwurf 

Volker Kauder: 

Eichels Phantastenhaushalt: 
Ein unmoralisches Angebot 

Man kann das von der SPD 
angebotene Haushaltsge- 
setz 2006 nur als unmora- 
lisch bezeichnen. Einzig 
durch die Veräußerung 
weiteren Tafelsilbers des 
Staates im Wert von rund 
30 Millionen Euro kann Ei- 
chel die Aufnahme neuer 
Kredite einigermaßen in 
Grenzen halten. Nachdem 
Motto: „Nach mir die Sint- 
flut" wird hier Bundesver- 

mögen verschleudert. 
Deutschland lebt von der 

Substanz. Pro Tag muss der 
Bund   über   100  Millionen 

Euro Zinsen zahlen. Die 
Steuereinnahmen reichen 
in diesem Jahr erstmals 
nicht mehr aus, um die lau- 
fenden Ausgaben für Zin- 
sen, Soziales und Personal 
zu decken. Damit wird 
dem Staat systematisch die 
Handlungsfähigkeit ge- 
nommen - die Investitions- 
quote ist auf ein histori- 
sches Tief von unter zehn 
Prozent gesunken. 

Die Schulden von heute 
sind aber nicht nurdie Steu- 
ern von morgen, sondern 
sie  sind  auch   ungedeckte 

Volker Kauder 

Schecks auf die Zukunft un- 
serer Kinder. Wir müssen 

endlich eine Haushaltspoli- 
tik betreiben, die unseren 

ANGELA MERKEL TRIFFT SOLANA 

)ie Gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik der 
Europäischen Union muss 
weiter vorangetrieben 
werden. 

Darin waren sich die 
Partei- und Fraktionsvorsit- 
zende Angela Merkel und 
der Generalsekretär des 

Europäischen Rates und 
Hohe Vertreter für die Ge- 
meinsame Außen- und Si- 
cherheitspolitik, Javier So- 
lana, anlässlich eines Tref- 
fens in Berlin einig. 

Im Mittelpunkt des Ge- 

sprächs stand die 
aktuelle politische 
Entwicklung auf 

dem Balkan, im 
Nahen Osten, in 
Afghanistan und 
im Iran. 

Frau      Merkel 
und Javier Solana 
stimmten     darin 
überein, dass un- 

abhängig von den 
Schwierigkeiten im Zusam- 

menhang    mit    der    Ra- 
tifizierung des EU-Verfas- 
sungsvertrages    die    Ge- 

meinsame Außen- und Si- 

cherheitspolitik der Euro- 
päischen Union weiter vor- 

angetrieben werden müsse. 

22I05 



Haushaltsentwurf 

Kindern und Enkelkindern 
wieder Chancen für eine 
gute Zukunft gibt. Dazu ge- 
hört eine nachhaltige Sen- 
kung der Staatsquote, ein 

ausgeglichener Haushalt 
und eine Reduzierung der 
Ausgaben. Die SPD dage- 
gen verspricht mit Eltern- 
geld, Ausweitung der Pfle- 

geversicherung und Anhe- 
bung der Leistungen für Ar- 
beitslose das Blaue vom 
Himmel, ohne zu verraten, 
wie die Finanzierung ausse- 
hen soll. 

Wenn Eichels Haushalt 
2006 der Masterplan für die 
SPD-Finanzpolitik ist, dann 
zeigt sich hier der schlimme 
Ausgang der SPD-Wahlmär- 
chen. 

MEISTER: MANIFEST ROT-GRÜNER 
HOFFNUNGSLOSIGKEIT 

Michael Meister 

Das Bundeskabi- 
nett hat das 
Haushaltsgesetz 

2006 des Bun- 
desfinanzminis- 
ters nur zur 

Kenntnis ge- 
nommen und 
nicht verab- 
schiedet. Das zeigt zweier- 
lei: Erstens hat die rot-grü- 
ne Bundesregierung das 
Arbeiten eingestellt. Zwei- 
tens distanziert man sich 
von dem Gesetzentwurf 
des Finanzministers und 
schwächt seine Position im 
Kabinett damit weiter. Im 
Haushaltsentwurf      2006 

verbergen sich, 
wie in den Haus- 

halten seit 
2002, weitere 
Haushaltsrisi- 
ken im zweistel- 
ligen Milliarden- 

I bereich. Das 
vorgelegte Zah- 

lenwerk ist damit ein er- 
neuter Täuschungsversuch 
des Finanzministers, um 
den dauerhaften Verfas- 
sungsbruch zu kaschieren. 
Die Neuverschuldung wird 
2006 zum fünften Mal hin- 
tereinander die Verschul- 
dungsgrenze des Art. 115 
GG übersteigen. 

NATO-PARLAMENT: LAMERS ZUM FRAKTIONSCHEF GEWÄHLT 

Karl A. Lamers ist neuer 
Vorsitzender der Gruppe 
der Konservativen, Christ- 
demokraten und Assoziier- 
ten der Parlamentarischen 
Versammlung der NATO. 

Der Bundestagsabge- 
ordnete aus dem Wahlkreis 
Heidelberg/Weinheim ist 
auf der Frühjahrestagung in 
Laibach (Slowenien) ge- 
wählt worden. „Ich über- 
nehme diese verantwor- 
tungsvolle Aufgabe sehr 
gerne. In einer Zeit, in der 
angesichts   neuer   sicher- 

heitspolitischer Herausfor- 
derungen, wie Terrorismus 

und Verbreitung von Mas- 
senvernichtungswaffen, ei- 

ne vertrauensvolle Zusam- 
menarbeit zwischen Europa 
und den Vereinigten Staa- 

ten von Amerika und Kana- 
da von grundlegender Be- 
deutung ist, sehe ich in 
dieser Aufgabe auch eine 
große persönliche Heraus- 
forderung," erklärte Lamers 
nach seiner Wahl. Der Par- 
lamentarischen Versamm- 
lung  der  NATO  gehören 

insgesamt 248 ordentliche 
Mitglieder sowie 59 Dele- 
gierte aus assoziierten Staa- 

ten an. Der Deutsche Bun- 
destag entsendet 12 or- 
dentliche Mitglieder, der 
Bundesrat 6 ordentliche 

Mitglieder sowie eine gleich 
hohe Anzahl Stellvertreter. 

Seit 3 Jahren steht La- 
mers an der Spitze der 
CDU/CSU-Delegation. Im 

NATO-Parlament leitet er 
den Unterausschuss NATO- 
Partnerschaften im Politi- 
schen Ausschuss. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

- Jetzt wieder lieferbar! - 

CDU Schirm 
Durchmesser 180 cm 

Bestell-Nummer: 0458 
Preis je S' 
inkl. MwSt: 44,08 € 

CDU-Luftballon 

Bestell-Nummer: 9304 
Preis je 500 Stück: 30,00 € 
inkl. MwSt.: 34,80 € 

jjjjB 
Buntstifte jetzt im Komfortgriff 
Die dreieckige Schaftform ist speziell 
auch für kleine Kinder - für einen besseren 
Halt - entwickelt worden. 

CDU-Buntstifte 

intensive Farbkraft, bruch-, wisch- und wasserfest 

Bestell-Nummer: 9250 
Preis je 10 Schachteln: 21,50 € 
inkl. MwSt: 24,90 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

CDU-ID-Band 

Bestell-Nummer: 983: 

Preis je 
inkl. MwSt: 17,40 € 

Streichhözer „60 Jahre CDU" 
Schachtel-Set mit 20 verschiedenen 

Plakatmotiven 

Bestell-Nummer: 9205 
Preis je 100 Stück: 8,50 € 

inkl. MwSt.: 9,86 € 

Kugelschreiber 

Bestell-Nummer: 9204 
Preis je 100 Stück: 64,50 € 

inkl. MwSt.: 74,82 € 

Bleistift 

Bestell-Nummer: 9036 
Preis je 100 Stück: 13,50 

inkl. MwSt: 15,66 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

Deut 
Chancen nutzen. 
Wachstum. Arbeit. Sicherheit. 

Deutschlands Cancen nutzen. 
Regierungsprogramm 2005-2009 

Bestell-Nummer: 5245 
Preis je 50 Stück: 22,00 € 
inkl. MwSt.: 23,54 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 

Bertelsmann-Versandzentrum 
Postfach 1162,33759 Versmold 

Telefax 05241-8041892 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 
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